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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Strafrecht

Der Nationalrat überwies ein Postulat Rickli (svp, ZH), welches den Bundesrat dazu
auffordert, die Kosten des Strafvollzugs in der Schweiz zu evaluieren. Obwohl die
Regierung den Aufwand für einen solchen Bericht als erheblich einstuft, weil der Straf-
und Massnahmenvollzug kantonal geregelt sind und deshalb eine kohärente
Gesamtschau nur in enger Zusammenarbeit mit den Kantonen möglich sei, akzeptierte
sie, dass ein solcher Bericht durchaus einem allgemeinen Interesse entspreche und
beantragte deshalb die Annahme des Postulats. 1

POSTULAT
DATUM: 17.12.2010
MARC BÜHLMANN

Ebenfalls in Reaktion auf die beiden Mordfälle forderte ein diskussionslos überwiesenes
Postulat Rickli (svp, ZH) einen Bericht über die Entwicklung der Verwahrungspraxis in
der Schweiz seit dem letzten Bericht aus dem Jahr 2007. Die aktuellen Daten sollten die
Basis für die bevorstehende Revision des Besonderen Teils des Strafgesetzbuches
sein. 2

POSTULAT
DATUM: 13.12.2013
NADJA ACKERMANN

Der Bundesrat soll in einem Bericht darlegen, wie die lebenslange Freiheitsstrafe
reformiert werden könnte, um besonders schweren Straftaten besser gerecht zu
werden. Mittels Postulat wurde diese Forderung im Juni 2018 von Andrea Caroni (fdp,
AR) an den Ständerat (Po. 18.3530) und von Natalie Rickli (svp, ZH) an den Nationalrat
(Po. 18.3531) herangetragen. Als problematisch erachteten die Postulanten an der
lebenslangen Freiheitsstrafe unter anderem, dass die Dauer der tatsächlich verbüssten
Strafe vielmehr von der Rückfallgefahr des Täters abhängt und weniger von der Schwere
der begangenen Tat. Drei im Postulat genannte Reformvorschläge umfassen erstens die
Möglichkeit für die Gerichte, die bedingte Entlassung bei besonders schwerem
Verschulden für länger als die heute gebräuchlichen 10 oder 15 Jahre auszuschliessen;
zweitens die Möglichkeit, eine bedingte Entlassung bei besonders schwerem
Verschulden ganz auszuschliessen; und drittens die Möglichkeit für deutlich längere
Freiheitsstrafen als Alternative zur lebenslangen Freiheitsstrafe. Der Bundesrat stand
einer Diskussion der verschiedenen komplexen Fragen, die die lebenslange
Freiheitsstrafe und deren Anwendung – sowohl unter Juristinnen und Juristen als auch
in der Gesellschaft – aufwirft, offen gegenüber und beantragte die Postulate zur
Annahme. Der Ständerat begrüsste in der Herbstsession 2018 einen ergebnisoffenen
Bericht zum Thema und überwies das Postulat Caroni einstimmig an den Bundesrat. Das
Postulat Rickli wurde von der Grünen Nationalrätin Sibel Arslan (basta, BS) bekämpft,
weshalb dessen Diskussion erst in der Sommersession 2019 stattfand. Arslan sah keine
Notwendigkeit oder Dringlichkeit für ein solches Vorgehen, vermutete populistische
Hintergedanken seitens der Postulantin und wies auf die Schwierigkeit hin, besonders
schwere Straftaten zu definieren. Nachdem Justizministerin Karin Keller-Sutter
ausgeführt hatte, der Bundesrat erachte es als wichtig, die lebenslange Freiheitsstrafe
besser zu verstehen, und das EJPD habe zudem in Erfüllung des überwiesenen Postulats
Caroni bereits mit der Ausarbeitung des geforderten Berichts begonnen, stimmte die
grosse Kammer dem Schwesterpostulat Rickli mit 112 zu 62 Stimmen zu. 3

POSTULAT
DATUM: 13.06.2019
KARIN FRICK
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Kriminalität

Zwei gleichlautende Postulate zum Thema Prävention pädosexueller Straftaten wurden
im September 2016 von Natalie Rickli (svp, ZH) im Nationalrat (Po. 16.3637) und von
Daniel Jositsch (sp, ZH) im Ständerat (Po. 16.3644) eingereicht. Demnach soll der
Bundesrat in einem Bericht die Wirkung von Präventionsprojekten nach dem Vorbild
von „Kein Täter werden“ in Deutschland oder „Dis No“ in der Romandie auf potenzielle
pädosexuelle Straftäter sowie den Erfolg solcher Projekte in der Praxis darlegen. Die
genannten Projekte ermöglichen es Personen mit pädophiler Neigung, die aber nicht
straffällig werden wollen, eine Therapie in Anspruch zu nehmen. Zudem soll im Bericht
die Frage erörtert werden, ob durch ein ausgebautes Präventionsangebot in der
Schweiz solche Straftaten verhindert werden könnten und falls ja, wie ein
entsprechendes Angebot gewährleistet werden könnte und welche Rolle dabei dem
Bund zukäme. Im Dezember 2016 wurden beide Postulate vom jeweiligen Rat
oppositionslos überwiesen. 4

POSTULAT
DATUM: 16.12.2016
KARIN FRICK

Institutionen und Volksrechte

Bundesverwaltung - Organisation

Die 2007 verabschiedete E-Government-Strategie Schweiz, die zum Ziel hat, dass
Wirtschaft und Bevölkerung Geschäfte mit Behörden elektronisch abwickeln können,
war Gegenstand verschiedener, die Bundesverwaltung betreffender Vorstösse im
Berichtsjahr. Thema war dabei die Idee der Open Government Data, also die Öffnung
der Datenbestände des Bundes. Verschiedene Interpellationen fragten etwa die
Organisation des Zugangs zu solchen Daten, allfällige Kosten oder die Zusammenarbeit
mit den Kantonen nach (11.3445 (Riklin (cvp, ZH)), 11.5039 und 11.5040 (Graf-Litscher (sp,
TG))). In der Wintersession nahm der Nationalrat zudem ein Postulat Wasserfallen (fdp,
BE) an, das den Bundesrat beauftragt, die Chancen und Risiken der Zugänglichkeit zu
Daten und Dokumenten des Bundes abzuschätzen. Eingereicht aber noch nicht
behandelt wurde zudem das Postulat Riklin (11.3902), das einen Masterplan zu Open
Government Data verlangt. Der Bundesrat beurteilte das Thema als neu und deshalb
wichtig, wollte aber zuerst Grundlagen schaffen. Er beantragte deshalb die Annahme
des Postulats Wasserfallen, aber die Ablehnung des Vorstosses von Kathy Riklin. 5

POSTULAT
DATUM: 23.12.2011
MARC BÜHLMANN

Landesverteidigung

Militärorganisation

Contre l’avis du Conseil fédéral, le Conseil national a adopté, par 138 voix contre 48, un
postulat Wasserfallen (prd, BE), qui demandait au gouvernement de procéder à
l'examen de la planification des périodes de service militaire en tentant d’organiser les
école de recrues et les cours de répétition en fonction du calendrier des hautes écoles
et en introduisant un maximum de flexibilité, afin d’atténuer les inconvénients qui en
résultent pour les entreprises et les haute écoles. Le postulat a été classé dans le cadre
de l'examen de développement de l'armée (voir ici). 6

POSTULAT
DATUM: 01.10.2008
ELIE BURGOS

Infrastruktur und Lebensraum

Energie
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Energiepolitik

Le Conseil national a transmis un postulat Wasserfallen (plr, BE) demandant au Conseil
fédéral d’établir un rapport sur l’approvisionnement futur de la Suisse en électricité
qui tienne compte de l’évolution de la consommation d’électricité, des risques de
sécurité des modes de production, de la sécurité de l’approvisionnement, de l’écologie,
de la politique extérieure ainsi que d’aspects économiques. 7

POSTULAT
DATUM: 09.06.2011
LAURENT BERNHARD

Suite à l’adoption d’un postulat Wasserfallen (plr, BE) par le Conseil national en mars, le
Conseil fédéral a été chargé de proposer des mesures permettant de promouvoir
l'investissement dans l'efficacité énergétique des bâtiments sur le marché du
logement. Le dépositaire a fait valoir que le droit du bail en vigueur n'incitait guère à de
tels investissements. 8

POSTULAT
DATUM: 22.03.2013
LAURENT BERNHARD

Verkehr und Kommunikation

Strassenverkehr

Im Juni überwies der Nationalrat entgegen des Antrages des Bundesrates ein Postulat
Wasserfallen (fdp, BE), welches vom Bundesrat einen Bericht zum Handlungsbedarf des
Bundes zur Verflüssigung des Verkehrs fordert. Der Postulant begründete das Postulat
mit den zusätzlichen Emissionen, welche durch Verkehrsberuhigungen und Staus
entstehen. Bundesrätin Leuthard argumentierte in der Diskussion erfolglos, dass die
meisten Punkte des Postulats in verschiedenen Konzepten sowie im 2011 mit grosser
Mehrheit angenommenen Postulat Hany (cvp, ZH; zum Staumanagement auf den
Nationalstrassen mithilfe des Pannenstreifens) (11.3597) bereits in Arbeit seien. 9

POSTULAT
DATUM: 05.06.2012
NIKLAUS BIERI

Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Migrationspolitik

Einer der Hauptgründe, weshalb derart wenige Härtefallgesuche eingereicht wurden,
ist (neben dem Desinteresse vieler Deutschschweizer Kantone) die Angst der
Betroffenen, aufgrund des Gesuchs lokalisiert und dann ausgeschafft zu werden. Der
Tessiner CVP-Nationalrat Robbiani ersuchte deshalb den Bundesrat in einem Postulat,
die Kantone einzuladen, eine besondere Kommission einzurichten, die sich in erster
Linie aus Vertreterinnen und Vertretern der am meisten betroffenen Institutionen
zusammensetzt (Hilfsorganisationen, Gewerkschaften usw.). Diese Zwischeninstanz
würde die Fälle prüfen, bevor die Kantone die Gesuche den Bundesbehörden
unterbreiten. Im Namen der Rechtsgleichheit beantragte die Regierung, das Postulat
abzulehnen. Dieses wurde von Wasserfallen (fdp, BE) bekämpft und die Behandlung
deshalb verschoben. Ende November erklärte der Kanton Waadt, bis Ende April 2003
darauf zu verzichten, jene Sans-Papiers auszuweisen, die sich seit mindestens sechs
Jahren im Kanton aufhalten; bis dahin soll eine Arbeitsgruppe aus Behördenvertretern,
Sozialpartnern und Sans-Papiers-Organisationen eine Globallösung erarbeiten. 10

POSTULAT
DATUM: 22.03.2002
MARIANNE BENTELI

Auf Initiative der damaligen Nationalrätin Roth-Bernasconi (sp, GE) war 2011 eine
eigenständige Strafnorm geschaffen worden, die die Verstümmelung weiblicher
Genitalien unter Strafe stellt. In einem Postulat forderte Natalie Rickli (svp, ZH) im Jahr
2018 nun die Erarbeitung eines Berichts, der aufzeigen soll, mit welchen Massnahmen
der Schutz von Mädchen und Frauen vor einer Genitalverstümmelung verbessert
werden könnte. Rickli bezog sich in ihrer Begründung auf einen kurz zuvor in der
Sonntags-Zeitung erschienenen Artikel, gemäss welchem bis zum gegebenen Zeitpunkt
noch keine einzige Strafanzeige wegen Genitalverstümmelung eingegangen sei. Sie
verlangte daher vom Bundesrat zu überprüfen, weswegen dies bis anhin nicht der Fall
gewesen sei. Zudem sollte der Bundesrat in seinem Bericht Möglichkeiten zur
Verbesserung der Strafverfolgung aufzeigen. Der Bundesrat beantragte Annahme des
Postulats und der Nationalrat überwies dieses in der Herbstsession 2018
stillschweigend. 11

POSTULAT
DATUM: 28.09.2018
MARLÈNE GERBER
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Menschen mit Behinderungen

Le Conseil des Etats a adopté, lors de la session d'automne 2020, un postulat de la
sénatrice Marianne Maret (pdc, VS), qui demandait au Conseil fédéral d'examiner la
possibilité d'étendre le droit à l'allocation perte de gain (APG) aux proches aidants
d'adultes en situation de handicap. Ce débat s'inscrit dans le contexte post première
vague du coronavirus. En perspective d'une éventuelle deuxième vague nécessitant un
confinement, la motion a recueilli 28 votes favorables, 10 oppositions et une
abstention. 12

POSTULAT
DATUM: 21.09.2020
SOPHIE GUIGNARD

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Grundschulen

Am 2. Mai 2017 reichte Natalie Rickli (svp, ZH) das Postulat Aufarbeitung des Falls Jürg
Jegge und weiterer Missbrauchsfälle im Lichte der Reformpädagogik ein. Die Aussagen
Jegges würden zeigen, wie wichtig es sei, nicht nur den Fall Jegge, sondern die
Geschehnisse der damaligen Zeit und die Auswirkungen der Reformpädagogik zu
untersuchen, begründete Rickli ihr Postulat. Sie forderte den Bundesrat auf, in einem
Bericht den Fall Jürg Jegge und weitere mutmassliche sexuelle Missbräuche an Kindern
in Institutionen wie Schulen, Kirchen, Heimen oder Vereinen zwischen 1960 und 1989
aufzuarbeiten. 13

POSTULAT
DATUM: 02.05.2017
SAMUEL BERNET

Hochschulen

Christian Wasserfallen (fdp, BE) beantragte die Berufs-, Laufbahn- und
Studienberatung (BLSB) zu stärken und forderte den Bundesrat in einem Postulat auf,
eine nationale Strategie in diesem Bereich zu entwickeln und die Kantone in ihrer
Eigeninitiative zu stärken. Ausserdem solle der Bundesrat prüfen, wie der Bund bei
diesem Thema selbst aktiv werden könne und welche gesetzlichen Grundlagen dafür
geschaffen werden müssten.
Der Bundesrat war bereit, zu prüfen, mit welchen Massnahmen die BSLB gestärkt
werden könne und beantragte die Annahme des Postulates.
In der nationalrätlichen Debatte monierte Jean-François Rime (svp, FR), dass das
Postulat der Verwaltung zwar einen Haufen Arbeit bringe, und dem Nationalrat später
einen Bericht; dieser würde jedoch keinen grossen Mehrwert bringen. Zudem liege der
BSLB-Bereich klar in der Zuständigkeit der Kantone und nicht des Bundes. Folglich
stimmte die SVP gegen das Postulat, erhielt von anderen Fraktionen aber kaum
Unterstützung: Der Nationalrat nahm das Anliegen mit 119 zu 63 Stimmen bei einer
Enthaltung deutlich an. 14

POSTULAT
DATUM: 21.03.2019
BERNADETTE FLÜCKIGER

Medien

Radio und Fernsehen

Im Nationalrat wurde ein Postulat der Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen
angenommen, das die Überprüfung der SRG-Gebührenpflicht und des Inkassos durch
die Billag verlangt. Der Bundesrat soll in einem Bericht die Auswirkungen des
technologischen Wandels im Gerätebereich auf die Gebührenpflicht und mögliche
Alternativen zum Inkasso über die Billag darlegen. Das Postulat ging auf eine
parlamentarische Initiative von Natalie Rickli (svp, ZH) (Pa. Iv. 08.456) zurück, in der sie
forderte, dass für Computer und Handys keine SRG-Gebühren erhoben werden sollen.
Zuvor hatte es in den Medien eine Diskussion darüber gegeben, ob das Inkasso über die
Billag zu teuer sei und wie damit umzugehen sei, dass mittlerweile fast alle Haushalte
ein Gerät besitzen, mit dem sie Radio und Fernsehen empfangen können. 15

POSTULAT
DATUM: 08.09.2009
SABINE HOHL

01.01.65 - 01.01.21 4ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Natalie Rickli (svp, ZH) brachte in einem Postulat ihr Unbehagen gegenüber den
eingeschränkten Mitwirkungsrechten der Gebührenzahler bei der Wahl der SRG-
Programme zum Ausdruck. Insbesondere nahm die Postulantin Anstoss an der
Tatsache, dass nur durch offizielle SRG-Vereinsmitgliedschaft, welche der
Gebührenzahlende durch den Kauf von Anteilsscheinen erwerben muss, der volle
Zugang zu Mitgliederforen und somit die Einflussnahme auf das Programm möglich
wird. Sie wollte deshalb den Bundesrat veranlassen, Möglichkeiten zur kostenlosen
Mitwirkung aller Programmnutzer zu prüfen. Der Bundesrat teilte die Meinung der
Postulantin und beantragte dem Nationalrat die Annahme des Vorstosses. Die grosse
Kammer folgte dieser Empfehlung in der Sommersession. 16

POSTULAT
DATUM: 21.06.2013
MARLÈNE GERBER

Die knappe Annahme der RTVG-Vorlage an der Volksabstimmung vom 14. Juni 2015 zog
die Einreichung zahlreicher Vorstösse nach sich, die jedoch im Jahr 2016 nicht alle auf
Gehör im Parlament stiessen. Zu den gescheiterten Vorstössen zählte eine im
Nationalrat abgelehnte Motion Grossen (glp, BE), welche eine breitere, neben Radio und
Fernsehen zusätzliche Verbreitungskanäle umfassende Definition des Service public
gefordert hätte (Mo. 15.3600). 
Weitreichende Strukturänderungen bei der SRG verlangte neben einem Postulat Rickli
(svp, ZH), das eine Überprüfung des Budgets der SRG bezwecken wollten, auch ein
Postulat Rutz (svp, ZH), aufgrund dessen ein Bericht die mögliche Umwandlung der SRG
in eine gemischtwirtschaftliche Aktiengesellschaft darlegen sollte (Po. 15.3419). Der
Postulant erachtete die SRG nicht als "gemeinnützige Vereinigung" sondern als
"gewinnstrebendes Unternehmen", was mit dieser Umwandlung sichtbarer gemacht
werden könnte und die Transparenz über die Verwendung der öffentlichen Gelder
erhöhen würde. Der Bundesrat stellte sich dezidiert gegen diese Ansicht: Die SRG sei
kein gewinnorientiertes Unternehmen; ein positiver Jahresabschluss stehe nicht im
Gegensatz zum eigentlichen Zweck der SRG. Bescheidene Gewinne seien gar
notwendig, um Verluste aus früheren Jahren zu kompensieren. Eine knappe Mehrheit
im Nationalrat stützte die Ansicht des Bundesrates und lehnte das Anliegen ab. Ein
ähnliches Anliegen verfolgte die Motion Aeschi (svp, ZG), die ebenfalls im Nationalrat
scheiterte (Mo. 15.3558). Erfolgreicher war hingegen eine Motion Wasserfallen (fdp, BE)
mit der Forderung nach mehr Kostentransparenz ohne Umwandlung der SRG in eine
Aktiengesellschaft. 17

POSTULAT
DATUM: 21.09.2016
MARLÈNE GERBER

Die Berücksichtigung des Subsidiaritätsprinzips beim Service-public-Auftrag verlangte
ein Postulat Wasserfallen (fdp, BE): Die SRG solle nur dann Programme anbieten, wenn
nicht bereits ein entsprechendes Angebot von Privaten vorliege. Das Anliegen zählte zu
den drei Postulaten, die gemäss deren Urhebern neben Forderungen zweier weiterer,
abgelehnter Motionen (15.4032, 15.4051) mit dem Bericht zum Service public hätten
erfüllt werden sollen. Im Nationalrat fand das Anliegen mit Stichentscheid der
Präsidentin Markwalder (fdp, BE) bei 10 Enthaltungen eine denkbar knappe Mehrheit.
Zuvor hatte sich Matthias Aebischer (sp, BE) beim Postulenten erkundigt, ob denn die
SRG entsprechend des Vorstosses beispielsweise keine Meteosendungen mehr
anbieten dürfte, da solche auch bei privaten Anbietern konsumiert werden können,
worauf Wasserfallen antwortete, dass gerade in diesem Bereich ein starkes
Ungleichgewicht zwischen den finanziellen Mitteln der SRG und denjenigen Privater
bestünde, das es allenfalls zu beseitigen gäbe. Bedenken bezüglich Realisierung des
Subsidiaritätsprinzips äusserte auch Bundesrätin Leuthard, indem sie erläuterte, dass
wenig Interesse von Seiten Privater bestünde, den Grundversorgungsauftrag zu
übernehmen, da dies ein landesweites Angebot erfordere, was oftmals wenig rentabel
sei. Da der Bericht zum Service public unterdessen vorlag, hat die Erfüllung des
Postulats im Rahmen eines Zusatzberichtes zu erfolgen. 18

POSTULAT
DATUM: 21.09.2016
MARLÈNE GERBER

Eines der drei Postulate, dessen Anliegen gemäss Motionärin Rickli und Motionär
Germann in den Bericht zum Service public hätten einfliessen sollen, wurde in der
Herbstsession 2016 vom Nationalrat abgelehnt. Dabei handelte es sich um ein Postulat
Rickli (svp, ZH),  welches Leistungen des Service public in vier Budget-Varianten
ausgewiesen haben wollte, wobei die Varianten 3 und 4 von einer Halbierung des
Budgets (Stand 2011) oder mehr ausgegangen wären. Durch dieses Vorgehen sollte
ersichtlich werden, welche Leistungen als essentiell und welche als supplementär
eingestuft würden und somit allenfalls auch durch Private erbracht werden könnten.
Sowohl die Initiantin als auch die zuständige Bundesrätin verzichteten auf ein Votum im
Rat, worauf die grosse Kammer das Anliegen mit 89 zu 98 Stimmen bei 7 Enthaltungen

POSTULAT
DATUM: 21.09.2016
MARLÈNE GERBER
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aus der FDP-Fraktion beerdigte. 19

Im Rahmen seines Berichts zu den Motionen und Postulaten der eidgenössischen Räte
2017 beantragte der Bundesrat, das Postulat Wasserfallen (fdp, BE), das Auskunft
darüber verlangte, inwiefern der Service-public-Auftrag der SRG unter Einhaltung des
Subsidiaritätsprinzips ausgeführt werden könnte, als erfüllt abzuschreiben. Der
Bundesrat vertrat die Auffassung, dass das Postulat im Zusatzbericht zum Service
public, der im Januar 2017 erschienen war, ausreichend beantwortet worden war. 
Anders sah dies eine Mehrheit der KVF-NR. Sie war der Ansicht, dass die beiden in den
Zusatzbericht eingeflossenen Sonderanalysen – einerseits zu den Programmstrukturen
privater TV-Veranstalter im Vergleich zu denjenigen der SRG und andererseits zu
möglichen Wettbewerbsverzerrungen aufgrund eines gebührenfinanzierten Service
public – nicht ausreichend auf die Frage der Bedeutung des Subsidiaritätsprinzips
eingegangen waren. Mit 98 zu 71 Stimmen setzten sich die Fraktionen der GLP, BDP, FDP
und SVP gegen die Fraktionen der Grünen, SP und der CVP durch und beschlossen
gemäss Antrag der Kommissionsmehrheit, dass der Vorstoss noch nicht abzuschreiben
sei. 20

POSTULAT
DATUM: 05.06.2018
MARLÈNE GERBER

In einem zweiten Anlauf schrieb der Nationalrat ein Postulat Wasserfallen (fdp, BE), das
Abklärungen verlangte, inwiefern der Service-public-Auftrag der SRG unter Einhaltung
des Subsidiaritätsprinzips erteilt werden könnte, in der Herbstsession 2020 als erfüllt
ab. In seinem Bericht zu den Motionen und Postulaten der eidgenössischen Räte 2019
hatte der Bundesrat argumentiert, dass dem Anliegen des Postulanten mit der neuen
SRG-Konzession Rechnung getragen worden sei. Diese stelle erhöhte Anforderungen an
die Unterscheidbarkeit von SRG-Programmen gegenüber Programmen kommerzieller
Veranstalter und verpflichte die SRG, die Unterscheidbarkeit ihrer Radioprogramme
und Unterhaltungsangebote sicherzustellen. 21

POSTULAT
DATUM: 14.09.2020
MARLÈNE GERBER
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